Rickfishrung bosnischer Flichtlinge

eutschland hat sich entschieden,
D bei der Ruckfithrung bosnischer

Flichtlinge einen Sonderweg ein-
zuschlagen. Gemidfl dem Friedensab-
kommen von Dayton hat der General-
sekretar der Vereinten Nationen das
UN-Hochkommissariat fiir Fliichtlinge
(UNHCR) mit der Aufgabe betraut, die
fithrende Rolle bei der Koordinierung al-
ler Stellen zu iibernehmen, die an der
Riickfithrung und Unterstitzung von
Fliichtlingen und Vertriebenen beteiligt
sind. Die Vertragsparteien haben in An-
hang 7 des Vertrags UNHCR dazu auf-
gefordert, »in enger Abstimmung mit den
Asyllandern und den Vertragsparteien ei-
nen Rickfithrungsplan zu entwickeln«.
Er liegt mittlerweile vor. Wahrend sich
die anderen europaischen Lander an die-
sem Plan orientieren, glaubt die Bundes-
republik eine eigene Riickfiihrungspoli-
tik betreiben zu miissen.
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Bereits am 26. Januar 1996 hat die In-
nenministerkonferenz ihren Stufenplan
beschlossen. Demnach sollen zuerst Al-
leinstehende und kinderlose Ehepaare in
einer ersten Phase, in einer zweiten Pha-
se ab Mitte 1997 alle anderen ebenfalls
in ihre Heimat zurtickgehen.

Dieses Konzept unterscheidet sich in
fundamentaler Weise von den internatio-
nal geltenden Vorstellungen. Bei diesen
steht im Vordergrund, fiir wen und ab
wann die Bedingungen vorliegen, die eine
Riickkehr zumutbar machen. Bei den
deutschen Innenministern hat entgegen
aller humanitiren Bekundungen das Aus-
landerrecht mit seinen Ausweisungs- und
Abschiebungsmoglichkeiten  Vorrang.
Wias sich in der Heimat der Flichtlinge
abspielt, gilt zwar nicht als ganz uner-
heblich, fillt aber nicht unter die Bewer-
tungskompetenz der Auslinderbehor-
den. Fiir sie gilt, moglichst schnell mog-
lichst viele Menschen auf moglichst

unspektakulare Weise in ihre wie auch
immer verstandene Heimat zuriickzu-
schicken. Den Anfang sollen die als be-
sonders mobil eingestuften Flichtlings-
kategorien machen.

Waihrend UNHCR die Umstinde, die die
einzelnen Menschen betreffen, in den
Vordergrund stellt, besteht Deutschland
auf einer rechtlichen Fiktion: Die Vertei-
lung der zuriickkehrenden Flichtlinge in
Bosnien-Herzegowina und ihre Wieder-
eingliederung soll, weil Bosnien-Herze-
gowina ja ein souveraner Staat ist, Sache
der ortlichen Behorden sowie der Hilfs-
organisationen sein. Man konnte es so
formulieren: Deutschland gibt seine Ver-
antwortung fur die Flichtlinge an der
Grenze wie den Hut am Kleiderstander
ab und ist hochstens bereit, sich im Rah-
men der EU an der Finanzierung von
Wiederaufbaumaf$nahmen zu beteiligen.

selbst. Materialheft zum Tag des Flichtlings 1997



Administrator
aus: PRO ASYL (Hrsg.) Wer Menschenrechte vergißt, vergißt sich selbst. Materialheft zum Tag des Flüchtlings 1997


Die Strategie des UNHCR

ie Hochkommissarin fiir Flicht-
Dlinge, Sadako Ogata, leitete die

auf Regierungsebene gebildete
humanitiare Arbeitsgruppe der Interna-
tionalen Konferenz fiir das ehemalige Ju-
goslawien. Bei deren Treffen am 8. Mirz
1996 wurde im Rahmen der Verabschie-
dung eines Aktionsplans festgestellt, dafd
ein Grof$teil der bosnischen Flichtlinge
derzeit immer noch nicht, wie im Day-
ton-Vertrag feierlich zugestanden, in ihre
eigenen Hauser bzw. Wohnungen zu-
ruckkehren konnen. Dennoch gebe es fir
bestimmte Personengruppen die Mog-
lichkeit, bereits jetzt zuriickzugehen. Die-
se Ruckkehr sollte wihrend des ersten
Jahres der Konsolidierungsphase (d.h.
1997) in Zusammenarbeit mit den bos-
nischen Behorden und den Aufnahme-
laindern beginnen. Die Riickkehrmoglich-
keit fur andere Personengruppen hiange
aber von dem Fortschritt bei der Beseiti-
gung politischer Riickkehrhindernisse
ab. Dies bedeutet faktisch die Prioritit
der freiwilligen Rickkehr.

Nach den Vorstellungen des UNHCR

kommen fur das Jahr 1997 drei Gruppen

moglicher Riickkehrer in Frage:

® Bosnische Muslime aus derzeit bosni-
akisch verwalteten Gebieten der Fode-
ration.

® Bosnische Kroaten aus derzeit kroa-
tisch verwalteten Gebieten der Fode-
ration.

® Bosnische Serben aus der Republika
Srpska (mit Ausnahme von Kriegs-
dienstverweigerern und Deserteuren,
solange sie nicht unter eine verlafliche
Amnestieregelung fallen).
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UNHCR weist jedoch darauf hin, dafs
auch bei diesem Personenkreis die Auf-
nahmestaaten bereit sein sollen zu tiber-
prifen, ob nicht doch individuelle Um-
stinde einer sicheren Riickkehr entge-
genstehen. SchliefSlich konnten einzelne,
die sich etwa politisch profiliert hitten,
dennoch begriindete Furcht vor Verfol-
gung haben. Daneben konne es huma-
nitdare Notfille geben. Zu vermeiden sei
auf jeden Fall die zwangsweise Riickkehr
besonders schutzbediirftiger Gruppen
wie etwa Behinderter oder altere Men-
schen ohne Verwandte in Bosnien-Herze-
gowina.

Bei der Riickkehr nach Bosnien-Her-
zegowina soll es also nach diesen Vor-
stellungen bis zum Frithjahr 1997 im
strikten Sinne freiwillig zugehen. Danach
— und jetzt kommt ein wichtiger Punkt,
der als einschriankende Interpretation
von Dayton einzuschitzen ist — »mulf$
eine Riickkehr von Personen, die unter
die genannten Kategorien fallen, nicht
mehr notwendigerweise freiwillig sein«.
Allerdings miifSten die Betroffenen per-
sonliche Umstiande geltend machen kon-
nen, die der sicheren Riickkehr entge-
genstehen. Dennoch bedeutet dies eine
Aufweichung der Position des UNHCR.
Wirkliche Freiwilligkeit wird den Auf-
nahmeldndern nur noch empfohlen. Sie
sollten alles unternehmen, daf$ die Rick-
fihrung weiterhin auf freiwilliger Basis,
human und auf der Basis verniinftiger
Planungen erfolgt.

Fortdaver des Schutzes

as Amt erwihnt aber auch Perso-
nen, die derzeit noch nicht zu-
riickgehen konnen. Sie sollten —

aus jetziger Sicht — weiterhin internatio-
nalen Schutz geniefSen:

® Personen, die aus Gebieten stammen,
in denen sie nach der Riickkehr nicht
mehr zur Mehrheit gehoren bis zu ei-
nem Zeitpunkt, wo die Hindernisse
fur eine Ruckkehr ausgeraumt sind.
UNHCR ist dagegen, dafS diese Perso-
nen genotigt werden, in andere als ihre
Herkunftsgebiete zurtickzugehen. Die-
se Auffassung widerspricht der Hal-
tung der Bundesrepublik, die im Prin-
zip das gesamte (sichere) Staatsgebiet
als Zielgebiet fur Riickkehrer betrach-
tet.

® Ethnisch gemischte Ehepaare, beson-
ders diejenigen, deren Familienvor-
stand nach der Ruckkehr zur Minder-
heit gehoren wiirde.

® Besondere humanitire Fille mit zwin-
genden Griinden, die sich aus friherer
Verfolgung ergeben, so etwa ehemali-
ge Lagerinsassen und Opfer extremer

Gewalt und Menschen mit anderen
traumatischen Erfahrungen.

UNHCR betont auch immer wieder, dafS
jede organisierte Riickfuhrung die Auf-
nahmekapazitit Bosnien-Herzegowinas
in Betracht ziehen und mit deren Ent-
wicklung Schritt halten muf3.

Faflt man die Voraussetzungen und Be-
dingungen zusammen, die an eine frei-
willige Riickkehr in Sicherheit und Wiir-
de geknupft werden, so ist zuallererst
festzustellen, daff UNHCR den soge-
nannten »Schutz auf Zeit« mit dem Friih-
jahr 1997 fiir beendet erklart. UNHCR
gibt hiermit ein Signal, das als politische
und moralische, vielleicht sogar als ope-
rationelle Unterstiitzung gewertet wer-
den kann. Es ist die Konsequenz daraus,
dafl an der Genfer Fliichtlingskonven-
tion vorbei mit der Konstruktion des
»Schutzes auf Zeit« eine neue Form des
Fluchtlingsschutzes eingefuhrt wurde. Sie
konnte zunehmend zu einer weiteren
Umgehung und Aushohlung der Genfer
Konvention fithren. Allerdings kntipft
UNHCR auch an eine solche als »zu-
mutbar« bezeichnete Ruckkehr Bedin-
gungen, die, werden sie von den Regie-
rungen wirklich ernst genommen, derzeit
nur auf den kleineren Teil der Fliicht-
linge zutreffen. Wichtig ist der Grund-
satz, daf§ trotz einer generellen Auf-
hebung des »Schutzes auf Zeit« wei-
terhin die personlichen Umstinde jedes
einzelnen Rickkehrers zu berucksich-
tigen sind.

Im Konzept selbst nicht ausdriicklich
angesprochen, aber aus dem von UNHCR
herausgegebenen »Handbuch zur frei-
willigen Riickkehr und zum internatio-
nalen Schutz« zu entnehmen sind die
Umstinde, nach denen eine Riickkehr
als eine »in Wiirde« bezeichnet werden
kann. Auf sie weist auch der Europiische
Flichtlingsrat (ECRE) in einer neuen
Stellungnahme mahnend hin.

Riickkehr »in Sicherheit« bedeutet rechi-
liche Sicherbeit wie Amnestie, personli-
che Integritit, Nichtdiskriminierung und
Freiheit von Furcht vor Verfolgung oder
Bestrafung nach einer Riickkehr.

Die physische Sicherheit beinhaltet
neben dem Schutz vor bewaffneten An-
griffen minenfreie Verkehrswege oder zu-
mindest als minenfrei markierte Wohn-
bereiche; dariiber hinaus materielle Min-
destsicherheiten, d.h. Ackerland oder ein
auf sonstige Weise gesicherter Lebens-
unterhalt.

Rickkehr »in Wirde« bedeutet, daf
Flichtlinge nicht hart oder brutal behan-
delt, geschweige denn mifshandelt wer-




den, daf$ sie ohne Bedingungen zuriick-
gehen konnen und daf$ sie, wenn sie
spontan zurtckgehen, ihre Entscheidun-
gen selbst bestimmen konnen, daf$ sie
nicht willkurlich von anderen Familien-
mitgliedern getrennt werden und dafs sie
respektvoll von ihren Heimatbehorden
behandelt werden, wenn es um das Gel-
tendmachen ihrer Rechte geht.

Die Politik
der europiiischen Liinder

lickt man auf die Politik anderer
Beuropéischer Linder bei der Be-

handlung bosnischer Flichtlinge
und ihre Planungen fur die Ruckkehr, so
wird die AufSenseiterrolle der Bundesre-
publik sehr deutlich. Von den skandina-
vischen Landern hat nur Norwegen die
Regelung eines Schutzes auf Zeit in ihrer
reinen Form eingefiihrt. 4.500 Personen
haben aber von Anfang an wegen aufSer-
gewohnlicher Griinde einen Fliichtlings-
status erhalten. Den anderen ist automa-
tisch nach drei Jahren des »Schutzes auf
Zeit« ein Daueraufenthaltsrecht gewihrt
worden. Der Rest hat immerhin noch die
Moglichkeit eines Asylverfahrens, wenn
der »Schutz auf Zeit« aufgehoben wor-
den ist. Mittlerweile durfen die 12.000
verbliebenen bosnischen Fluchtlinge auf
Dauer in Norwegen bleiben. Kein Flicht-
ling soll zur Riickkehr gezwungen wer-
den. Das gilt auch dann, wenn sich die
Verhiltnisse in Bosnien eines Tages nor-
malisieren sollten (FR vom 9.11.1996).

Schweden und Dianemark haben eben-
falls die Moglichkeit eines Dauerauf-
enthaltes geschaffen. Die Beneluxlinder
haben zwar auch die Moglichkeit des
»Schutzes auf Zeit« genutzt, bis jetzt
aber diesen Status nicht fiir beendet er-
klart. Dasselbe gilt fir Italien, wo die
Frage einer Beendigung des Schutzes auf
Zeit nie anstand. Die Schweiz hat mit
April 1997 ein Datum zur Beendigung
des Schutzes auf Zeit festgesetzt, ebenso
Osterreich mit August 1996. Osterreich
hat mit diesem Datum auf die deutschen
Entscheidungen reagiert, ermoglicht es

Fliichtlingen aber auch, nach dem Ende
des Schutzes Asyl zu beantragen.

Die dianische Regierung hat im Sep-
tember 1996 erklirt, sie wolle in abseh-
barer Zeit keine bosnischen Flichtlinge
zwangsweise in die Heimat schicken. Bis
auf eine kleine Zahl von Fliichtlingen, bei
denen Danemark nicht das erste Asyl-
land war, haben alle einen sicheren Auf-
enthaltstitel (taz vom 22.9.1996).

Das schwedische Parlament hat im
Dezember 1996 einige Anderungen im
Auslandergesetz beschlossen. Dabei wur-
de klarer umschrieben, dafS »Schutz auf
Zeit« im Rahmen einer Verordnung nur
fiir Gruppen von Flichtlingen bei einem
Massenexodus moglich ist. Es wurde al-
lerdings ebenfalls festgelegt, dafs Perso-
nen mit einem »Schutz auf Zeit« mog-
lichst wie Einwanderer behandelt wer-
den, sobald der zunichst befristete
Aufenthalt ein Jahr tbersteigt. Im De-
zember hat die Regierung entschieden,
daf$ kroatische Bosnier innerhalb von
drei Monaten Schweden verlassen miis-
sen, wenn sie einen kroatischen Paf ha-
ben. Aus der Sicht der Regierung konnen
sie nach Kroatien gehen, ob sie nun dort
vorher gelebt haben oder nicht. Schwe-
den hat insgesamt 92.000 Fluichtlinge aus
dem ehemaligen Jugoslawien aufgenom-
men, davon stammen etwa 55.000 aus
Bosnien.

Von den etwa 28.000 bosnischen
Fliichtlingen in den Niederlanden haben
etwa 22.000 den vollen Fliichtlingssta-
tus. Diejenigen, die auf dieser Basis ein
Aufenthaltsrecht erhalten haben, kon-
nen ihren Status aufrechterhalten, auch
wenn sie besuchsweise nach Bosnien zu-
riickkehren oder eine Wiederansiedlung
probieren wollen. Im Prinzip kann der
Fluchtlingsstatus, genau wie der Status
Asylberechtigter in der Bundesrepublik,
entzogen werden, allerdings ist diese Re-
gelung in den Niederlanden von keiner
praktischen Bedeutung. Lediglich bei den
blofs geduldeten Fluchtlingen ist eine zu-
kunftige erzwungene Riickkehr denkbar.
Allerdings wird auch ihnen im Moment
noch die freiwillige Riickkehr nahegelegt.

Lediglich die Schweiz kommt mit ihrer
relativ restriktiven Riickfuhrungspolitik

Deutschland am nichsten. Auch hier je-
doch sind die ins Auge gefafSten Riick-
fihrungsfristen und Rahmenbedingun-
gen grofszugiger als in Deutschland. Zu-
mindest die Ausreisefrist fiir Familien mit
Kindern und unbegleitete Minderjahrige
wird bis Ende 1998 verliangert, Deser-
teure und Kriegsdienstverweigerer mus-
sen vorldufig nicht zuriickkehren. Der
Lage von ethnisch gemischten Familien
oder Personen mit gesundheitlichen Pro-
blemen ist durch eine Verlingerung der
Ausreisefrist Rechnung zu tragen. Nie-
mand soll gezwungen werden, in Gebie-
te zuriickzukehren, wo die entsprechen-
de Ethnie in der Minderheit ist. Aller-
dings wird es im Regelfall als zumutbar
betrachtet, sich andernorts einen neuen
Wohnsitz zu suchen. Fur die in der
Schweiz lebenden etwa 27.000 Kriegs-
flichtlinge aus Bosnien-Herzegowina,
darunter etwa 18.000 Riickkehrpflichti-
ge, setzt die schweizerische Regierung
uberwiegend auf die Anreize eines als er-
folgreich eingestuften Riickkehrhilfepro-
gramms. Dieses Hilfsprogramm sieht un-
ter anderem eine direkte finanzielle Un-
terstiitzung von Ruckkehrern durch
Einmalbetrage vor, die nach der Ruck-
kehr ausgezahlt werden. Dartiber hinaus
konnten Gelder als wirtschaftliche Start-
hilfe gewahrt werden, insbesondere fur
Projekte in Regionen, die die Riickkehrer
aufnehmen. Im Rahmen solcher Projek-
te soll einer ungleichen Behandlung von
Riickkehrern und verbliebener Bevolke-
rung moglichst entgegengewirkt werden.

Es wird deutlich, dafy Deutschland mit
dem geplanten schnellen Ubergang zu
einer zwangsweisen Riickkehr nach Bos-
nien im Rahmen des Phasenmodells der
Innenministerkonferenz eine Sonderrolle
einnimmt, die als Kampfansage an die
Genfer Flichtlingskonvention und die
Arbeit des UNHCR fiir eine freiwillige
Ruckkehr gewertet werden muf3.
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